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Rede des FDP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring
„Reformmotor FDP“

gehalten auf dem 96. Landesparteitag 

am 5. Januar 2004 in Stuttgart

Es gilt das gesprochene Wort.

Sperrfrist: 5. Januar 2004, 10.30 Uhr

Reformmotor FDP

· Sie alle haben exakt an dieser Stelle exakt vor einem Jahr die große Verwaltungsreform beschlossen 

· Schon in diesem Jahr wird sie im Gesetzblatt stehen

· Wer hier im Saal – von den Gästen, von den Medienvertretern, von den Delegierten – mir auch nur einen halbwegs vergleichbar umfassenden Beschluss irgendeines CDU-Gremiums zu dieser Verwaltungsreform nennen kann, der soll aufstehen !

· Sehen Sie !

· Niemand außer uns!

· Sie, die Delegierten, wir, die FDP, wir waren es, die Erwin Teufel zu dieser großen Verwaltungsreform bewegt haben

· Darauf können und darauf sollten Sie stolz sein

· Wer diesen großen Reformerfolg der FDP nicht sieht oder auch nicht anerkennt, der muss blind, dumm oder parteiisch sein – wahrscheinlich aber alles zusammen

· Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde, es gibt keinen Themenklau

· Nachahmung ist die höchste Form der Anerkennung

· Deshalb wünsche ich mir weniger Weinerlichkeit und mehr Selbstbewusstsein

· Unsere Aufgabe bleibt es voranzugehen

· Der Reformmotor FDP wird auch in Zukunft vorangehen, so wie wir es getan haben bei den Themen: 

· Nullverschuldung – Haushaltskonsolidierung - Verfassungsgemäßer Haushalt - Privatisierung

· Verkauf der EnBW-Aktien – Viel Spaß, wenn wir heute die EnBW-Aktien des Landes verkaufen müssten !

· Ohne diese Verkaufserlöse gäbe es keine 

· 70 Mio. für Forschungseinrichtungen

· 22 Mio. für die Verbundforschung aus der Landesstiftung

· 6 Mio. für Maßnahmen der beruflichen Bildung

· Wir haben mit Entbürokratisierung und Deregulierung begonnen als andere sich noch darin gefallen haben, jede Woche ein neues Gesetz, eine neue Regel auf den Weg zu bringen 

· Bürokratiekosten-TÜV im WM

· Zusammenlegung von Mess-, Kehr- und Überprüfungsterminen im Schornsteinfegerwesen 

· Erhebliche Verschlankung der Wirtschaftsstatistik

· Erleichterungen für Existenzgründer bei der Arbeitsstättenverordnung, Beispiel: Toiletten und Pausenräume

· Wir haben die Handwerksordnung dereguliert, wir werden die Landesbauordnung weiter deregulieren, wir werden das Schornsteinfegerwesen deregulieren, wir nehmen den Wettbewerb um die wenigsten Gesetze und Vorschriften auf:

In Deutschland braucht es zur Einhaltung der 10 Gebote 80.000 Gesetze.

· Die Reformpartei FDP aber wird dafür sorgen, dass Baden-Württemberg das Land mit den wenigsten Vorschriften, den wenigsten Regeln und den wenigsten Gesetzen in der Bundesrepublik Deutschland wird, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde

Die Verwaltungsreform ist noch lange nicht am Ende

· Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde, die Verwaltungsreform ist noch nicht am Ende, wohl aber neigt sich der Mut der CDU dem Ende entgegen 

· Die 20 Prozent Effizienzrendite muss rein ins Gesetz

· Die Verwaltungsreform ist solange unvollständig, solange sie überwiegend die Indianer und weit weniger die Häuptlinge trifft

· Landräte können künftig nicht mehr Mitglieder des Landtags sein

· Wir haben zu viele Ministerien, wir haben zu viele Abgeordnete und wir haben zu viele Wirtschaftskammern und Verbände 

· Der Reformmotor FDP will weniger Ministerien:

· Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungsreform am 1. 1. 2005 müssen alle Ministerien eine Abteilung respektive einen Abteilungsleiter als Sparleistung erbringen; das macht zusammen mehr als ein Ministerium aus

· Nach der Wahl 2006 reichen zwei Ministerien weniger auch aus, um das Land weiterhin gut zu regieren.

· Der Reformmotor FDP tritt für ein neues Landtagswahlrecht ein, mit dem Ergebnis, dass es künftig nur noch 100 Landtagsabgeordnete gibt

· Der Reformmotor FDP fordert die Kammern und Verbände dazu auf, der Verwaltungsreform zu folgen und durch Fusionen mittelfristig für weniger Kammern und Verbände zu sorgen

Es kann nicht sein, dass wir den Staat umfassend reformieren, aber bei den Kammern alles beim Alten bleibt

· Wir lehnen die Bildung  von Regionalkreisen und die Abschaffung der Landkreise ab

Aber wir sind Wünschen nach dem Zusammenschluss von Landkreisen gegenüber offen; die Veränderung von Kreisgrenzen muss möglich sein, wenn es vor Ort gewünscht wird !

· Nur wer sich diesen Forderungen anschließt, meint es ernst mit einer echten Verwaltungsreform

· Solange es Verbände und Organisationen gibt, die noch immer nicht begriffen haben, dass Baden-Württemberg ein Land ist, die noch immer nicht begriffen haben, dass es für ein- und dasselbe Thema in ein- und demselben Gebiet nicht X Geschäftsstellen und Geschäftsführer braucht, ist die Reform nicht zu Ende

· Wer nicht fusioniert und zusammenführt, was zusammen gehört, der wird im nächsten Doppelhaushalt nicht länger zweimal die Hand aufhalten können, meine lieben Parteifreundinnen und Parteifreunde !

· Die Verwaltungsreform muss zwingend einhergehen mit der Rückgewinnung der vollen Zuständigkeit des Landes für seine Beamten

· Dies wäre auch ein zentraler Beitrag zum Wettbewerbsföderalismus

· Die Länder brauchen für die Steuerung ihres großen Kostenblocks „Personal“ die vollen Spielräume wie sie früher einmal gegeben waren

· Bezahlung am Anfang, Bezahlung am Ende, Leistungsanreize, wer gut schafft, bekommt mehr, wer faul ist, muss mit Abschlägen rechnen

· Wettbewerb um die besten und motiviertesten Beamten in Deutschland

· Eine Verwaltungsreform in unserem Land ist unvollständig, solange es nicht konkrete Weiterentwicklungschancen für die Region Stuttgart gibt

· Wir halten an dem Verband Region Stuttgart fest! Er hat sich bewährt! Er verdient unser Vertrauen! Und deshalb ist es höchste Zeit, dass der Unfug mit der Zwei-Drittel-Mehrheit entfällt und die einfache Mehrheit bei Entscheidungen künftig, wie in allen anderen Parlamenten auch, ausreicht

· Die Reformpartei FDP will dem Verband Region Stuttgart erweiterte Zuständigkeiten beim ÖPNV und bei der Trägerschaft von Landschaftsparks einräumen

· Wir haben Vertrauen und wir wollen, dass sich die Region Stuttgart weiterentwickeln kann, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde

Kommunalwahlen im Juni 2004

· Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde, am 13. Juni finden die für unsere Bürgerinnen und Bürger wichtigsten Wahlen statt

· Ja, die wichtigsten Wahlen, denn nirgendwo sonst ist die Politik so nah dran an den Sorgen, Nöten und Problemen der Bürgerinnen und Bürger wie bei Kommunalwahlen 

· Kommunalpolitik ist die Basis jeder Politik

Da zeigt und bewährt sich Reinhold Maiers Graswurzeldemokratie

· Deswegen erwarte ich auch, dass sich jeder von uns, dass Ihr Euch alle bei diesen Wahlen engagiert

· Es kann kein aufrechter Liberaler, keine aufrechte Liberale sein, der oder die bei diesen Wahlen nicht antritt

· Uli Eidenmüller gilt unser aller Dank; er hat die programmatische Grundlage gelegt etc. etc. 

· Die kommunale Arbeit ist die hohe Schule der Demokratie

· Theodor Heuss: „Die kommunale Selbstverwaltung ist die Voraussetzung für eine lebendige Demokratie und für die Stärkung des Bürgersinns“

· Ich sage ganz offen: Wer die Eigenständigkeit unserer FDP ernst meint, wer die Eigenständigkeit der FDP stärken will, der muss mit eigenen FDP-Listen antreten !

· Ich fordere Sie alle dazu auf, so viele eigenständige FDP-Listen wie möglich bei den Gemeinderats- und Kreistagswahlen aufzustellen

· Um dies zu erleichtern, haben Sie, die Delegierten des Landesparteitages, eine Reform des Kreistagswahlrechts gefordert

· Die FDP-Fraktion mit Ernst Pfister an der Spitze hat diese von Ihnen gewünschte Reform durchgesetzt

· Das Kreistagswahlrecht wurde so wie von Ihnen gewünscht geändert

· Das Gesetz ermöglicht es nun, dass analog zum Landtagswahlrecht ein Bewerber bzw. eine Bewerberin bei der Kreistagswahl in zwei Wahlkreisen kandidieren kann

· Michael Theurer hat Recht, wenn er sagt, dass der Vorteil dieser Gesetzesreform auch darin liegt, dass für alle kleinen Parteien und Wählervereinigungen die Chancengleichheit bei der Kreistagswahl verbessert wird – es wird eine Benachteiligung der kleineren Parteien und Wählervereinigungen abgebaut, ohne dass die bisher bevorzugten großen Parteien jetzt Nachteile haben

· Ein Reformerfolg, den Sie haben wollten, und den die Landtagsfraktion durchgesetzt hat !

· Liebe Freunde, das Wichtigste im Staat sind die Gemeinden und das Wichtigste in der Gemeinde sind die Bürger

· Diesen demokratischen Grundsatz gilt es zu verwirklichen

· Deutschland braucht starke und unabhängige  Städte und Gemeinden. Sie sind der Garant für Wachstum und Wohlfahrt

· Wer Bürgernähe und Subsidiarität ernst nimmt, muss das Gemeinwesen von unten stärken !

· Kommunale Selbstverwaltung bedeutet Freiraum und Verantwortung für Entscheidungen vor Ort

· Dies erfordert eine klare Aufgabenzuweisung, gepaart mit größtmöglicher Handlungsfreiheit und Finanzautonomie

· Der Reformmotor FDP wird das Konnexitätsprinzip im Grundgesetz verankern, um sicherzustellen, dass, kurz und klar gesagt: wer bestellt, der bezahlt 

· Die Kommunen brauchen eine solide, unbürokratische und konjunkturunabhängige Finanzgrundlage. Die Politik des Bundes und der Länder darf zukünftig nicht mehr zu Lasten der Gemeinden gehen

· Hierzu bedarf es einer tiefgreifenden Gemeindefinanzreform

· Voraussetzung für eine solide und gerechte Grundlage ist die Abschaffung der Gewerbesteuer und die Einführung einer Kommunalsteuer, das heißt ein Hebesatzrecht der Gemeinden an der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer und zudem eine angemessene Beteiligung an der vergleichsweise konjunkturunabhängigen Umsatzsteuer

· Die mittelstands- und beschäftigungsfeindliche Gewerbesteuer ist weder eine zukunftssichere Basis für die kommunalen Finanzen noch ist sie den deutschen Unternehmen im internationalen Wettbewerb noch länger zuzumuten

· Die Beschlüsse des Vermittlungsausschusses vom 19. Dezember reichen uns bei weitem nicht aus

· Es ist zwar gelungen, die Ausweitung der Gewerbesteuer auf Freiberufler und vor allen Dingen auch auf Einnahmen aus Mieten, Zinsen, Pacht etc. zu verhindern, aber das reicht nicht

· Wir kämpfen weiter für die Abschaffung der Gewerbesteuer

· Wir kämpfen weiter für die Finanzautonomie der Kommunen

· Wir kämpfen weiter dafür, dass die Kommunen berechenbarere, planbarere, klarere Haushalte aufstellen können und mehr Finanzautonomie erhalten 

· Wir sind zuverlässige Partner der Kommunen

· Aber wo bleibt eigentlich das kommunale Gewissen von Rot-Grün? Die Riester-Rente, der Rückgang der Gewerbesteuereinnahmen, die Abschreibung der UMTS-Lizenzen belasten die Kommunen

· Mit dieser Politik macht sich die rot-grüne Bundesregierung zum Totengräber der kommunalen Selbstverwaltung

· Wer die Kommunen stärken will, muss FDP wählen

· Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde, 

· Auch in den Gemeinden unseres Landes gilt: Handwerk und Mittelstand sind das Rückgrat der Wirtschaft und damit der Garant für Beschäftigung, Ausbildung und Wohlstand

· Genau deshalb werden wir Liberalen Handwerk und Mittelstand in den Gemeinden stärken und sie vor unfairer Konkurrenz durch Gemeindebetriebe schützen

· Wir werden das Gemeindewirtschaftsrecht zu einem Schwerpunktthema im Kommunalwahlkampf machen, weil es uns um das Handwerk, den Mittelstand und um Arbeits- und Ausbildungsplätze geht !

· Wir reden nicht nur bei Handwerkerjubiläen, Leistungsschauen und Mittelstandskundgebungen von der Notwendigkeit gleicher Chancen und fairen Wettbewerbs, sondern setzen unsere Aussagen anders als Grüne, SPD und auch CDU in unserer Politik konkret um: 

· Wir brauchen ein wirtschaftsfreundliches Gemeindewirtschaftsrecht

· Vorfahrt für Private !

· Kommunale Fingernagelstudios, Kneipen oder Reisebüros und auch kommunale Gärtnereien, Straßenbauhöfe, Hausdruckereien etc. stellen keine dringenden öffentlichen Zwecke dar, die die kommunale Betätigung erforderten

· In einer Marktwirtschaft ist es Aufgabe des Staates, unter Wahrung des Wettbewerbs die notwendigen Rahmenbedingungen für privatwirtschaftliches Handeln zu setzen

· Es ist aber ganz sicher nicht Aufgabe des Staates, eigenwirtschaftlich tätig zu werden und private Unternehmen vom Markt zu verdrängen

· Wir werden das Gemeindewirtschaftsrecht so ändern, dass der Privatwirtschaft Vorrang vor der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen eingeräumt wird

· Stärkung der Finanzautonomie der Gemeinden, Stärkung der Privatwirtschaft in den Gemeinden und Stärkung der Bürgerrechte in den Gemeinden – das ist der liberale Dreiklang für die Kommunalpolitik

· Theodor Heuss sagte, dass die Bürgerinnen und Bürger das Wichtigste in der Gemeinde sind – und denen fühlen wir uns in erster Linie verpflichtet

· Diese Bürgerinnen und Bürger nehmen wir ernst und wir vertrauen ihnen

· Deshalb räumen wir Ihnen mehr Mitsprache, mehr direkte, mehr fußläufige Demokratie ein

· Wir werden Bürgerentscheide erleichtern, damit die liberale Bürgergesellschaft leben kann

· Bis auf den sogenannten Negativkatalog soll es künftig keine thematischen Einschränkungen für Bürgerentscheide mehr geben

· Für das Zustandekommen eines Bürgerentscheids sollen künftig 20 statt bisher 30 Prozent ausreichen

· Wir wollen Bürgerentscheide nicht nur in Gemeinden, sondern auch in Landkreisen 

· Wer hier blockt, misstraut dem Bürger

· Wir vertrauen den Bürgerinnen und Bürgern und wollen sie durch mehr direkte Demokratie für verstärktes Engagement in ihren Gemeinden gewinnen 

· Die öffentliche Hand hat immer weniger finanzielle Gestaltungsspielräume 

· Dadurch sind wir immer mehr auf bürgerschaftliches Engagement, auf Ehrenamtliche angewiesen

· Die wollen motiviert, sie wollen ernst genommen werden, die wollen gestalten und mitentscheiden

· Deshalb: mehr direkte Bürgerbeteiligung !

Reformmotor FDP auch in der Bildungspolitik

· Zum Schuljahr 2004/05 wird in Baden-Württemberg das 8-jährige Gymnasium eingeführt

· Eine jahrelange zentrale Forderung der FDP wird jetzt umgesetzt

· Erstmals bei meiner Antrittsrede 1985 gefordert, 2004/05 umgesetzt: immerhin !

· Seit Jahren treten wir Liberalen aus vielen guten Gründen für mehr Ganztagsschulen ein

· Umsetzung im Koalitionsvertrag: Ziel ist, das Angebot von Ganztagsschulen grundsätzlich an allen Schularten zu erweitern 

· In der Zeit der Koalition aus CDU und SPD ist in unserem Land nicht eine einzige Ganztagsschule neu errichtet worden – wahrscheinlich weil die SPD die CDU blockiert hat ! ...

· Seit Jahren tritt die FDP aus Überzeugung für Schulen in freier Trägerschaft ein, weil Pluralismus, Vielfalt und auch Wettbewerb in der Bildung insgesamt nur gut tun können

· Erfolg: Novellierung des Privatschulgesetzes noch im Lauf dieser Legislaturperiode und: Anhebung der Privatschulförderung schrittweise auf 80 Prozent

· Stärkung der Eigenständigkeit der einzelnen Schulen, mehr Autonomie und Wettbewerb für die Hochschulen und nicht zuletzt Schulsozialarbeit ! 

· Merken Sie was ? 

· Richtig: alles liberale Themen, alle umgesetzt

· Dank und Anerkennung für Ernst Pfister und die Fraktion

· Kindern, die zu Beginn der Schulzeit die deutsche Sprache nicht oder nur sehr unzureichend beherrschen, mangelt es an der Grundvoraussetzung für einen erfolgreichen Schulabschluss

· Wir haben Vorschläge für eine bereits vor Schulbeginn einsetzende sprachliche Förderung gemacht

· Die wichtigste Integrationsleistung ist die Beherrschung der deutschen Sprache

· Reformmotor FDP: Baden-Württemberg ist das erste Bundesland mit einem umfassenden, grundsätzlich flächendeckenden Programm zur Feststellung und Behebung sprachlicher Defizite vor Schulbeginn

· Nachlaufende Studiengebühren: 

· gerechter, 

· solidarisch, 

· mehr Menschen das Studium ermöglichen

· Verfassungsklage

· Bildungsministerin Bulmahn 

· Dank an Julis, die sich mittlerweile ebenfalls dafür aussprechen 

· eine zehn Jahre alte Forderung der FDP-Landtagsfraktion wird im nächsten, spätestens übernächsten Jahr umgesetzt

· Der Reformmotor FDP hat das Ziel, allen jungen Menschen in Baden-Württemberg die bestmöglichen Bildungs- und Ausbildungschancen einzuräumen

· Ich bin für einen ganz wichtigen Erfolg außerordentlich dankbar und offen gesagt auch sehr stolz darauf: 

· Im sechsten Jahr hintereinander erhalten alle Ausbildungswilligen und –fähigen jungen Menschen in Baden-Württemberg einen Ausbildungsplatz

· Lehrstellenkatastrophe ist nicht eingetreten

· Im Gegenteil: Die Zahl der Ausbildungsverträge ist sogar um ein Prozent gestiegen

· Unser Land ist das einzige Bundesland mit mehr unbesetzten Ausbildungsplätzen als nicht vermittelten Bewerbern

· Der größte Impuls ist dabei vom Handwerk gekommen: 

· 2000 Verträge und damit fast 10 Prozent mehr!

· Dank und Anerkennung 

· Die Landwirtschaft hat die Stellen sogar um 11 Prozent gesteigert

· Dank und Anerkennung

· Massiv gegen Ausbildungsplatzabgabe !

· Grüne Fraktionschefin Christa Sager: Wirtschaft die Folterinstrumente vorzeigen ! 

· Ich will, dass alle eine Chance auf Ausbildung und damit auf Berufs- und Lebensperspektive haben

· Problem der Theorieschwachen

· Endlich flächendeckende, zweijährige Werkerausbildung einführen !

· So wie wir etwas für die Schwächeren tun müssen, so müssen wir auch etwas für die Spitze tun

· Wir brauchen Innovationsbeschleuniger !

· Wir sind doch nach wie vor Spitze, was Erforschung und Entwicklung angeht

· Aber wir sind bei weitem nicht Spitze, was die Umsetzung von Innovationen in marktfähige Produkte angeht

· Unser zentrales Problem ist nicht der Mangel an guten Einfällen, sondern der Mangel an deren Umsetzung

· Der Kopierer, die Quartz-Uhr, der MP3-Standard wurden bei uns erfunden – aber wo werden sie umgesetzt ?

· Niemand ist so erfolgreich und gut in der Erforschung der Solarenergie wie wir, aber bei der Umsetzung hinken wir nach

· Meine Innovationsoffensive sieht wie folgt aus: Keine weitere Schließung mehr von Forschungsinstituten, sondern mehr Geld für deren Sicherung und Stabilisierung und darüber hinaus die Erforschung von Innovationsbeschleunigern, um marktfähige Produkte zu haben und konkrete Fragen an

· die Forschungsinstitute: Was kommt als Ergebnis raus ?

· Wir lassen nicht zu, dass unsere Forschungsergebnisse in anderen Ländern umgesetzt auf den Markt gebracht und verkauft wird und dann in anderen Ländern die High-Tech-Arbeitsplätze entstehen, die wir bei uns brauchen

· Diese neue Innovationsoffensive wird unser Land national und international an der Spitze halten !

· Zur Zukunftssicherung gehören Familien, zu Familien gehören Kinder

Für eine moderne, liberale Familienpolitik

· Endlich ist Bewegung in unsere Gesellschaftspolitik gekommen

· Aber völlig unzureichend: Die Debatte um die Modernisierung der sozialen Architektur in Deutschland konzentriert sich fast ausschließlich auf den Arbeitsmarkt und die sozialen Sicherungssysteme. Kinder aber sind außerhalb dieses Blickwinkels geblieben !

· Die Erneuerung Deutschlands muss einhergehen mit einer neuen Familienpolitik

· Der Begriff „Demographischer Wandel“ verharmlost die Veränderungen in unserer Gesellschaft

· Weniger Kinder bedeuten weniger Wohlstand, weniger Dynamik, weniger Innovation und nicht zuletzt weniger Lebensqualität

· Wir können die Folgen der Alterung nicht wegreformieren, wohl aber abfedern – und längerfristig sogar einen Trendwechsel ermöglichen

· Als Deutschland „jung“ war, wurden die sozialen Sicherungssysteme ausgebaut, auch für das Alter – heute, da Deutschland altert und schrumpft, ist es dringend notwendig, eine nachhaltige Familienpolitik zu betreiben

· Bisher wurde der Schwerpunkt auf Geldleistungen und weniger auf die Infrastruktur gelegt

· Erziehungsgeld, Kindergeld, Steuervergünstigungen sollten und sollen dafür sorgen, dass sich Familien Kinder „leisten“ können

· Diese Politik war und ist ausweislich unserer Bevölkerungsentwicklung nicht wirksam genug

· Ob in den skandinavischen Ländern oder in Frankreich oder in Irland oder in den USA: überall ist die Geburtenrate höher

· Überall dort ist der Arbeitsmarkt flexibler oder gibt es mehr Betreuungseinrichtungen

· Ob Menschen sich für Kinder entscheiden oder nicht, ist nach Aussage der OECD in besonderer Weise eine Frage des Angebotes an öffentlicher Betreuung

· Höhere Geburtenraten und höhere Beschäftigungsquoten von Frauen sind kein Widerspruch

· Es muss mehr in Dienstleistungen für Familien und Betreuungseinrichtungen investiert werden

· Dann erhöht sich die Erwerbsquote von Frauen 

· Wir hatten doch noch nie zuvor so viele gut und hoch qualifizierte Frauen wie zur Zeit

· Wir brauchen diese Frauen auch auf dem Arbeitsmarkt und dort auch in den Führungspositionen

· Deswegen ist auch die Wirtschaft dazu aufgefordert, Kinderbetreuungsangebote zu schaffen:

· Wir brauchen nicht die arbeitsplatzgerechte Familie sondern den familiengerechten Arbeitsplatz.

· Gute öffentliche und private Angebote an Kinderbetreuung ermöglichen es den Eltern, früher in eine Erwerbstätigkeit zurückzukehren, wodurch Familien- und Kinderarmut vermieden werden kann

· Frauen dürfen nicht mehr dazu gezwungen sein, zwischen Kindern und Beruf zu entscheiden, sondern sie haben Anspruch auf echte Wahlfreiheit

· Deshalb muss hier im Land umgesteuert werden: statt Landeserziehungsgeld Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen 

· Hier müssen sich CDU und welcher Ministerpräsident auch immer bewegen !

· Gerade weil die Familie und der Zusammenhalt der Generationen an Bedeutung gewinnen, brauchen wir endlich aussagekräftige Generationenbilanzen

· Dabei dürfen die Generationen nicht gegeneinander ausgespielt werden !

· Wenn den Senioren vorgerechnet wird, dass sie zu einer gesellschaftlichen Belastung geworden sind, weil sie mehr „brauchen“ als „bringen“, so ist das unverschämt und diskriminierend zugleich !

· Eine Generationenbilanz fördert das Bewusstsein für das Prinzip Verantwortung für die nächste Generation und stärkt zugleich den Zusammenhalt der Generationen untereinander

· Generationengerechtigkeit bedeutet für uns Zukunftssicherung für die junge Generation und Anerkennung der Lebensleistung der älteren Generation

· Wir fordern die Landesstiftung auf, die Kosten für eine solche wissenschaftliche Generationenbilanz zu übernehmen 

· Verantwortungsbewusstsein allen Generationen gegenüber kommt auch in unserer Haushaltspolitik zum Ausdruck

Reformmotor FDP auch verantwortlich für einen verfassungsgemäßen Landeshaushalt

· Wir haben 1999 das Thema Nullverschuldung gegen heftigsten Widerstand eingefordert

· Aufgrund massiver Steuereinbrüche ist sie 2006 nicht mehr zu schaffen

· Wir werden aber alles dafür tun, dass wir die Nullverschuldung 2008 erreichen

· Wir sind dies den nachfolgenden Generationen gegenüber schuldig

· Wir haben enorme Einsparleistungen sowohl bei den Budgets als auch beim Personal erbracht

· Noch nicht ausreichend vorangekommen ist der Subventionsabbau

· Subventionen sind Fremdkörper in einer Marktwirtschaft

· Sie bedeuten mehr Staat und weniger Eigeninitiative

· Subventionen führen zu Wachstums- und Beschäftigungsverlusten und vor allem:

· Sind denn Zeiten ohne Subventionen schlechte Zeiten ?

· Subventionen bekommt in der Regel nicht der Einzelhändler an der Ecke, nicht der Gastronom in der Dorfmitte, nicht das familiengeführte Hotel, nicht der Handwerker mit seinen Angestellten und Gesellen, nicht der Mittelständler

· Aber mit deren Steuern der Genannten werden die Subventionen finanziert

· Mehr Markt, mehr Wettbewerb heißt weniger Subventionen, heißt mehr Fairness, mehr Chancengerechtigkeit für Kleine und Mittlere, für Familienbetriebe, für das Rückgrat unserer Wirtschaft

· Wir werden ein Subventionsabbaugesetz auf den Weg bringen, das festlegt, dass die eingesparten Ausgaben für bisherige Subventionen überwiegend zum Schuldenabbau verwendet werden müssen

· Wir treten dafür ein, dass die Subventionen hier im Land in den Jahren 2005 und 2006 jeweils um 10 Prozent und in den Jahren 2007 bis 2010 jeweils um 20 Prozent gekürzt werden, so dass wir 2011 keine Subventionen mehr verteilen

· Über Subventionsabbau zu weniger Schulden, dadurch zu Freiräumen für Forschung und Entwicklung, für Verkehrsinfrastruktur, für die Außenwirtschaft, für Familien und Kinderbetreuung – das ist die liberale Antwort, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde !

Liberale Justizpolitik ist ein wichtiger Standortfaktor

· Die Justizminister Uli Goll und Corinna Werwigk-Hertneck haben dafür gesorgt, dass die Justiz unseres Landes im Ländervergleich nach wie vor in nahezu allen Bereichen eine Spitzenstellung einnimmt

· Nirgendwo in Deutschland gibt es kürzere Verfahren vor den Amts- und Landgerichten als hier bei uns

· Die moderne und leistungsstarke Justiz in unserem Land ist ein wichtiger Standortfaktor

· Dafür stand Uli Goll, dafür steht Corinna Werwigk-Hertneck – Ihnen gilt unser Dank !

· Ich bin dankbar dafür, dass sich auch Corinna Werwigk-Hertneck die Bekämpfung der ansteigenden Jugendkriminalität und auch die Bekämpfung von Graffitischmierereien zur Aufgabe gemacht hat

· Niemand versteht hier die grünen „Kunstliebhaber“, die sich noch immer dagegen wehren, dass das Beschmieren von Zügen und Hauswänden eindeutig als Straftat in das Strafgesetzbuch aufgenommen wird!

· Ein Glanzlicht liberaler Justizpolitik ist das Projekt „Chance“

· Dieses bundesweit einmalige Modell bietet Jugendlichen, die zum ersten Mal zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden, nochmals eine Chance dazu, ihre Zukunft und ihr Leben in den Griff zu bekommen

· Liberale Justizpolitik setzt nicht in erster Linie auf ständige Verschärfungen des Strafrechts, sondern auf Prävention und den Schutz der Freiheits- und Bürgerrechte

· Wir sind und bleiben die liberale Rechtsstaatspartei, die darüber wacht, dass bei aller Notwendigkeit des Schutzes vor Terrorismus das Kind nicht mit dem Bad ausgeschüttet wird

· Dazu gehört auch eine Reform der Telefonüberwachung ! 

· Die Überwachung der Ermittlungsbehörden nimmt überhand. Zwischen 1996 und 2001 hat sich die Zahl der Telefonüberwachungen um 80 Prozent erhöht. Bei weitem nicht jedes Vergehen rechtfertigt einen solch massiven Eingriff

· Telefonüberwachungen müssen auf die notwendigsten Fälle beschränkt bleiben

· Deshalb muss der Straftatenkatalog, der zu einer Telefonüberwachung führen kann, reduziert werden. Auch die richterliche Aufsicht muss gestärkt werden

· Inzwischen wird über die systematische Erfassung von Auto-Kennzeichen auf Autobahnen nachgedacht

· Das ist ein erster Schritt in den Überwachungsstaat, den eine liberale Bürgerrechts- und Rechtsstaatspartei nicht mitmachen darf !

· Solche Grundrechtseingriffe stehen in keinem Verhältnis zum Ermittlungsnutzen

· Die FDP steht hier klar und deutlich auf der Seite der Bürger

· Für eine ausgewogene Politik stehen Liberale auch im Zusammenhang mit der notwendigen Integration der bei uns lebenden Ausländerinnen und Ausländer

· Wir bieten vielfältige Wege zur Integration, aber wir sagen auch klar und deutlich: für nicht abendländische Traditionen wie die Zwangsheirat gibt es in unserem Rechtskreis keinen Raum !

· Unsere Toleranz gegenüber anderen Kulturen endet genau dort, wo sie die Freiheit des Einzelnen beschränken. Alles andere wäre nicht liberal, sondern dumm: Keine Freiheit für die Feinde der Freiheit !

· Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde: Justizreform nicht kleinreden lassen !

· Sie ist zugegeben nicht so umfassend wie wir sie uns gewünscht hätten, aber sie ist umgekehrt weit größer als sie von interessierter Seite dargestellt wird

· Beispiel: Weder in der Koalitionsverhandlung 1996 noch in der Koalitionsverhandlung 2001 ist es gelungen, die Zuständigkeit für die Arbeitsgerichte dem Justizministerium zu übertragen

· Dies ist jetzt im Zuge der Justizreform gelungen

· Dies ist ein Erfolg, den unsere Parteifreundin Corinna Werwigk-Hertneck angestrebt und erreicht hat und dazu gratulieren wir ihr

· Ich wünsche mir weitere Reformen

· Zum Beispiel eine stärkere Vereinheitlichung des Familienrechts auf europäischer Ebene. Wer sollte für den Entwurf eines europäischen Familienrechtsbuches besser geeignet sein als unsere Justizministerin als ehemalige Fachanwältin für Familienrecht ?

· Ich bin mir sicher, Sie werden für uns noch viele Erfolge einfahren und Sie können jederzeit mit meiner Unterstützung und der des ganzen Landesparteitags rechnen   

Europawahl


· Mit unserer vollen Unterstützung können auch Sie, liebe Silvana Koch-Mehrin, rechnen

· Mit Ihnen als unserer Spitzenkandidatin werden wir den Wiedereinzug in das Europaparlament schaffen

· Wir werden gemeinsam eine neue Begeisterung für Europa entfachen

· Gerade wir Baden-Württemberger mit mehreren hundert Städte- und Hochschulpartnerschaften heißen die zehn Beitrittsländer herzlich willkommen

· Wir treten dafür ein, dass die Erweiterung der Europäischen Union zum Vorteil für die Bürgerinnen und Bürger aller Mitgliedsstaaten wird

· Wir werden helfen, wir werden unterstützen, wir werden auch Zahlungen leisten, aber wir setzen uns auch für Beitragsgerechtigkeit im EU-Haushalt ein

· Fair ist, wenn alle je nach ihren Möglichkeiten belastet werden – unfair ist, wenn die Lasten einseitig verteilt werden

· Wir wollen ein Europa freier und aktiver Bürgerinnen und Bürger aller Generationen

· Wir wollen ein Europa ohne Grenzen, das für alle im wahrsten Sinne des Wortes erfahrbar ist

· Wir wollen eine Europäische Union, die ihre Stärke aus der Konzentration auf das Wesentliche bezieht

· Wir wollen eine starke Europäische Union, die ihre Kraft zur Sicherung von Frieden, Freiheit und Wohlstand in der Welt einsetzt

· Wir wollen eine solide Finanzpolitik und einen stabilen Euro

· Wir wollen ein Europa, in dem jeder Arbeitssuchende eine Chance auf einen Job und jeder Unternehmer auf neue, große Märkte hat

· Wir wollen ein Europa, das seine natürlichen Lebensgrundlagen erhält

· Wir wollen Bildung über Grenzen hinweg und so Europa bilden

· Wir wollen ein bürgernahes und kein bürokratisches Europa, das sich in der Obstqualitätsnormenverordnung mit dem Krümmungsgrad von Bananen und Gurken beschäftigt

· Wir wollen ein gemeinsames Europa, in dem alle Staaten gleichermaßen Rechte und Pflichten haben

· Das selbstherrliche Handeln der Bundesregierung hat in einem solchen Europa keinen Platz ! 

· Rot-Grün drückt wie eine Dampfwalze die kleinen EU-Staaten an die Wand

· Wer so handelt und wer den Stabilitätspakt so sträflich missachtet, muss sich doch nicht wundern, wenn die kleinen EU-Staaten ihre Zustimmung zur gemeinsamen Verfassung verweigern ! 

· Wir wollen ein demokratischeres Europa: 

· Das Einstimmigkeitsprinzip muss durch Mehrheitsentscheidungen ersetzt werden !

· Wir wollen die Bürgerinnen und Bürger nach Europa mitnehmen und sie für dieses erweiterte Europa gewinnen, ohne sie zu überfordern

· Wir geben der Vertiefung der Europäischen Union Vorrang vor ihrer weiteren Erweiterung

· Die Türkei gehört nicht in die EU !

· Liebe Freunde, kämpfen wir dafür, dass die Partei des großen Europapolitikers Klaus Kinkel und unseres Eurofighters Helmut Haussmann, dass die FDP im nächsten Europäischen Parlament wieder vertreten sein wird !

Schlussappell

· Der Reformmotor FDP ist unverzichtbar für unser Land

· Wir haben es bewiesen: ohne uns keine Reformen

· Wir werden die CDU weiter vorantreiben 

· Wir werden Rot-Grün in der Defensive halten

· Man wird uns auch weiter Steine in den Weg legen. Aber: Lassen wir uns nicht entmutigen ! Auch mit Steinen, die Dir in den Weg gelegt werden, kannst Du etwas Schönes bauen !

· Schluss mit der Weinerlichkeit – mehr liberales Selbstbewusstsein – mehr Mut !

· Mehr Einsatz – geschlossen:

· Für ein liberales Europa

· Für eine liberale Kommunalpolitik

· Für weitere Reformen in unserem Land !

